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1   Über ELNET 

Über ELNET
ELNET ist eine gemeinnützige und unabhängige Organisation. Unser Ziel 
ist es, die europäisch-israelischen Beziehungen auf Grundlage gemeinsa-
mer demokratischer Interessen und Werte überparteilich zu fördern. Die 
Außen- und Sicherheitspolitik ist dabei ein Schwerpunkt unserer Arbeit. 

Unsere Büros in Berlin, Brüssel, London, Paris, Tel Aviv und Warschau, sowie regel-
mäßigen Aktivitäten in weiteren Staaten, stärken den Dialog zwischen europäischen 
und israelischen Entscheidern in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Dazu unterstüt-
zen wir seit 2007 bestehende Netzwerke und bauen diese durch strategische Dialog-
veranstaltungen und Delegationsreisen aus. 

Mit dem Strasbourg Forum gründete ELNET im Frühjahr 2021 eine deutsch-französi-
sche Initiative für den Nahen Osten im Kontext des EU Strategic Compass Prozesses. 
Die Ergebnisse sind für die Chatham House Konferenz Europe’s Strategic Choices 
2021 neu aufbereitet worden und in dieser Publikation zusammengefasst. 
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3  Einleitung

* Das Strasbourg Forum ist eine deutsch-französische Initiative für den Nahen Osten, ausgerichtet von ELNET.1

Einleitung
Europa steht vor einer Reihe 
strategischer Entscheidun-
gen. Die transatlantischen 
Beziehungen befinden sich 
weiterhin im Umbruch. Dabei 
setzen die Vereinigten Staaten 
ihren außenpolitischen Kurs fort, 
welcher von der Europäischen Union 
ein verstärktes eigenes Engagement er-
fordert, insbesondere in der unmittelbaren Nach-
barschaft. 

Im Nahen Osten kam es in den vergangenen Mona-
ten zu einer Reihe von einschneidenden Verände-
rungen. Im positiven Sinne ist dabei sicherlich das 
Abraham-Abkommen zu nennen. Die daraus ent-
stehende Normalisierung zwischen Israel und den 
Vereinigten Arabischen Emiraten, Bahrain, Marokko 
und dem Sudan schafft neue Chancen für eine stra-
tegische Wirtschafts- und Sicherheitsarchitektur in 
der Region. 

Die Europäische Union ist bei diesen Entwicklungen 
Zaungast gewesen. Eine eigene Strategie ist bislang 
nicht erkennbar. Damit werden zentrale Chancen 
verpasst, berechtigte europäische Interessen zu po-
sitionieren und die Entwicklungen im eigenen Sinne 
zu beeinflussen. Hoffnung auf Besserung gibt hier 
der Strategische Kompass, ein neues sicherheitspoli-
tisches Dokument der Union, welches momentan 
erarbeitet wird. Entsprechende Impulse entwickelte 
das Strasbourg Forum im Frühjahr 2021

In diesem Kontext gilt es auch, eine gemeinsame 
europäische Position gegenüber dem Iran zu finden. 
Der Staat strebt eine militärische und politische He-
gemonialstellung an, dessen Machtbereich mittel-
fristig das Potential hat, sich vom Hindukusch bis 
zum östlichen Mittelmeer und vom Golf von Aden 
bis zum Kaspischen Meer zu erstrecken.

Ein wesentlicher Faktor ist dabei das iranische Atom-

Programm. Der Joint Comprehensive 
Plan of Action (JCPoA), gedacht als 

Strategie der Einhegung und Ein-
bindung Irans, gilt in weiten Teilen 
als gescheitert. Im Juni 2020 be-
stätigten die Vereinten Nationen, 
dass Teheran mittlerweile gegen 

sämtliche Auflagen des Abkom-
mens verstoße. Zudem ruhen die 

Gespräche zur Wiederbelebung des 
Vertrags seit den jüngsten iranischen Prä-

sidentschaftswahlen. 

Gleichzeitig fühlen sich immer mehr Staaten in der 
Region sowohl vom iranischen Raketenprogramm 
als auch durch die Proxy-Strategie des Regimes be-
droht. Eine herausgehobene Rolle kommt dabei der 
Hisbollah zu, die vom Iran unterstützt wird. Während 
die libanesische Terrororganisation die Stabilität im 
Nahen Osten und insbesondere die Sicherheit Israels 
bedroht, fungiert Europa immer noch als Rückzugs-
raum. 

Aus guten Gründen hat die deutsche Bundesregie-
rung im Frühjahr 2020 ein vollständiges Betätigungs-
verbot für die Organisation und ihre Unterstützer auf 
deutschem Boden erlassen. Weitere europäische 
Staaten haben sich angeschlossen. Die Europäische 
Union sollte dringend folgen.

Europe’s Strategic Choices – Europa muss klare Posi-
tionen in der Außenpolitik definieren, insbesondere 
die unmittelbare Nachbarschaft betreffend. Dem 
neu gewählten Deutschen Bundestag und der zu-
künftigen Bundesregierung kommen dabei eine be-
sondere Verantwortung zu. Diese Publikation soll 
Anregungen für notwendige Entscheidungen und 
Maßnahmen geben. 

Carsten	Ovens 
Executive Director, ELNET Deutschland e. V.
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Handlungsempfehlungen des Strasbourg Forums  
für eine europäische Nahostpolitik*

 Unterstützung eines Betätigungsverbots der  
 Hisbollah in weiteren europäischen Ländern  
 sowie auf EU-Ebene. 

 Aufklärung über den Aufbau des Raketen- 
 arsenals der Hisbollah und die Verhinderung der  
 Etablierung einer neuen Front im Libanon durch  
 die libanesische Miliz. 

 Aufbau und Stärkung der UN-Friedensmission   
 UNIFIL im südlichen Libanon.

 Unterstützung des Libanons bei der Stärkung   
 seiner demokratischen Institutionen. 

... zum Umgang mit der Hisbollah

 Anerkennung der neuen Realitäten im Nahen   
 Osten, die durch das Abraham-Abkommen ent-  
 standen sind sowie ein entsprechendes  
 Umdenken bei neuen strategischen Vorstößen.

 Definition einer europäischen Antwort auf das  
 Abraham-Abkommen und daraus folgende  
 Maßnahmen zur Förderung weiterer  
 Friedensabkommen.

 Europäische Unterstützung bei der Schaffung   
 einer belastbaren Sicherheitsarchitektur für den  
 Nahen Osten. 

 Aktive europäische Unterstützung der  
 tiefergehenden wirtschaftlichen Kooperation und  
 Integration der Region.

… im Kontext des Abraham-Abkommens

 Differenzierte Auseinandersetzung mit der  
 expansionistischen Politik des Iran sowie der  
 davon ausgehenden Bedrohungen für die Region. 

 Umfassende Eindämmung der militärischen  
 Tätigkeiten iranischer Proxyorganisationen.

 Einbeziehung des iranischen Mittel- und Lang- 
 streckenraketenprogramms in die Verhandlungen   
 mit dem Iran.

 Einbindung aller regionalen Akteure in die  
 Nuklearverhandlungen, um eine belastbare und  
 nachhaltige Sicherheitsarchitektur für den  
 Nahen Osten zu erarbeiten. 

 Vollständige Wiederaufnahme der Kontrollen der  
 iranischen Nuklearanlagen durch die Internatio- 
 nale Atomenergie-Organisation.

… hinsichtlich regionaler und nuklearer Herausforderungen durch den Iran

* Das Strasbourg Forum ist eine deutsch-französische Initiative für den Nahen Osten, ausgerichtet von ELNET.1



Das Abraham- 
Abkommen – Europas 
Rolle als zögernder  
Zuschauer
In der zweiten Jahreshälfte 2020 wurden vier bilate-
rale Vereinbarungen unterzeichnet, die als Abraham-
Abkommen in die Geschichte eingehen. Sie tragen 
jeweils zu einer Normalisierung der Beziehungen 
zwischen Israel und den Vereinigten Arabischen Emi-
raten (VAE), Bahrain, Marokko sowie dem Sudan bei. 

Ohne Zweifel ist dies nach Jahrzehnten des politi-
schen Stillstandes eine bemerkenswerte Entwick-
lung zwischen Israel und der arabischen Welt. Das 
Abkommen bedeutet nicht weniger als eine Abkehr 
der Arabischen Liga von ihrer Doktrin, dass eine 
Anerkennung Israels nur nach einer Lösung des Is-
raelisch-Palästinensischen Konflikts in Frage kommt.2 

Das Abkommen hat das Potenzial einen zentralen 
Beitrag für Frieden und Wohlstand im Nahen Osten 
zu leisten und Stabilität in die konfliktgeprägte Re-
gion zu bringen.

Dennoch waren insbesondere in Europa kritische 
Stimmen zu hören, die sich auf vermeintlich negative 
Auswirkungen konzentrierten, geringe Umsetzungs-
chancen sahen oder das Abkommen lediglich als ein 
innenpolitisch motiviertes Instrument des amerika-
nischen Präsidenten Trump und des israelischen Pre-
mierministers Netanjahu abtaten.3 Auch die neue 
Eskalation im palästinensisch-israelischen Konflikt im 
Mai 2021 wurde als Zeichen gesehen, dass das Ab-
kommen entweder gescheitert sei oder von Anfang 
an bedeutungslos war.4 

Das Abraham-Abkommen ist zunächst eine Absichts-
erklärung zwischen Israel, den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten und Bahrain, den Frieden im Nahen 
Osten und auf der ganzen Welt zu erhalten und zu 
fördern. Die angestrebte friedliche Koexistenz der 

verschiedenen Religionen wird allein durch den Ti-
tel besonders unterstrichen, der auf Abraham, den 
Stammesvater der drei großen monotheistischen 
Weltreligionen Christentum, Judentum und Islam 
Bezug nimmt.5 In den einzelnen bilateralen Verträ-
gen zwischen Israel und Bahrain6  sowie Israel und 
den Vereinigten Arabischen Emiraten7  werden zu-
dem die Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
sowie detaillierte wirtschaftliche Kooperationsver-
einbarungen getroffen. Während die Verträge mit 
Bahrain und den VAE bereits am 15. September 2020 
unterzeichnet wurden, kam die Normalisierungsver-
einbarung zwischen Israel und dem Sudan am 23. 
Oktober 2020 dazu.8  

In diesem Vertrag wurde zusätzlich vermerkt, dass 
der Sudan von der amerikanischen Liste der staatli-
chen Sponsoren des Terrorismus gestrichen wird. Ein 
Schritt, den auch die Bundesregierung befürwortet.9 
Über die Unterzeichnung des Abkommens mit Ma-
rokko wurde die Öffentlichkeit am 10.12.2020 infor-
miert. Im Kontext des Normalisierungsprozesses mit 
Israel erklärten sich die USA bereit, Marokkos Souve-
ränität über die Westsahara anzuerkennen.10 

Ein Jahr nach dem Abkommen sind bereits erste Er-
folge zu verzeichnen. Besonders die wirtschaftlichen 
Beziehungen haben sich enorm verbessert. Allein 
das Handelsvolumen zwischen Israel und den VAE 
ist im ersten Halbjahr 2021 im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum von 50 Millionen auf mehr als 600 
Millionen Dollar gestiegen.11  Dazu kommen wech-
selseitige Investitionen. Auch im wissenschaftlichen 
und kulturellen Bereich können verstärkte Koopera-
tionen beobachtet werden. Gleichzeitig werden auf 
politischer Ebene weitere Schritte der Annäherung 
unternommen.12  In den Emiraten sowie im König-
reich Bahrain öffneten im Sommer 2021 die ersten 
israelischen Botschaften. Beide Länder entsandten 
ihrerseits Botschafter nach Israel. Diese Entwicklun-
gen wären vor nur kurzer Zeit noch undenkbar ge-
wesen. 

Abkehr von der kategorischen Ablehnung

Die Tragweite dieser vier Normalisierungsabkom-
men erkennt man durch einen Blick auf die Ge-

5  Abraham-Abkommen



schichte der Region: 1967 formulierte die Arabische 
Liga in der Khartum-Resolution die drei bekannten 
„Neins“ – Nein zum Frieden mit Israel, Nein zur An-
erkennung Israels, Nein zu Verhandlungen mit Israel. 
Deren Abschwächung wurde zuletzt in der Arabi-
schen Friedensinitiative von 2002 durch die Bindung 
an Konditionen beschlossen.

Deutliche Anzeichen der Annäherung zwischen den 
VAE, Bahrain und Israel erkannten Beobachter be-
reits bei der Vorstellung des von den USA entwickel-
ten Nahost-Friedensplans „Peace to Prosperity“ im 
Januar 2020. Bei der Verkündung des „Deal of the 
Century“, wie er von US-Präsident Donald Trump 
genannt wurde, waren bereits die Botschafter der 
VAE und Bahrains anwesend. Der Friedensplan sah 
jedoch eine Annexion Ostjerusalems, des Jordantals 
sowie bestehender jüdischer Siedlungen im West-
jordanland vor. Daraufhin folgte im Juni 2020 ein in 
der größten hebräischen Tageszeitung Israels „Jediot 
Ahronot“ veröffentlichter Artikel des emiratischen 
Botschafters in Washington. In diesem warnte Bot-
schafter Yousef al Otaiba eindringlich vor einer Anne-
xion von Teilen des Westjordanlandes, pries jedoch 
gleichzeitig die Vorteile einer Annäherung zwischen 
Israel und den VAE an.13   

Die Tatsache, dass sich ein offizieller Vertreter eines 

arabischen Staates öffentlich für eine enge Koope-
ration mit Israel aussprach, war bis zu diesem Zeit-
punkt beispiellos. Nur wenige Wochen nach der Ver-
öffentlichung des Artikels folgte die Unterzeichnung 
des Abraham-Abkommens.

Jahrzehntelange	diplomatische	Arbeit

Die Glaubwürdigkeit des Abraham-Abkommens 
wurde in Europa offen infrage gestellt. Sei es, weil 
es unter US-Präsident Donald Trump erreicht wur-
de, oder weil es sich hierbei vermeintlich gar nicht 
um ein echtes Friedensabkommen handeln könne. 
Schließlich haben sich die VAE und Bahrain niemals 
im Krieg mit Israel befunden.14 Kritiker sehen auch 
eine Mogelpackung hinter der Verkündung der VAE, 
dass man die Annexionsabsichten Netanjahus durch 
das Abraham-Abkommen erfolgreich gestoppt habe. 
Denn scheinbar hatte es von Seiten der USA zu kei-
nem Zeitpunkt eine finale Zustimmung für einen sol-
chen Schritt gegeben.15  

Die formalisierte Normalisierung der Beziehungen 
zwischen Israel und den VAE geht tatsächlich auf 
jahrzehntelange diplomatische Bemühungen zu-
rück. Der heutige Botschafter des Staates Israel in 
Deutschland, Jeremy Issacharoff, begann 1994 als is-
raelischer Botschaftsmitarbeiter in Washington D.C. 
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eine erste vorsichtige diplomatische Annäherung an 
die Vereinigten Arabischen Emirate. Damals mühten 
sich die VAE, amerikanische Rüstungsgüter zu er-
stehen und wollten diesen Kauf von Israel absegnen 
lassen.16 Ein regelmäßiger Austausch folgte seitdem. 

Das Abkommen ist somit ein Erfolg jahrzehntelanger 
diplomatischer Bemühungen. Trump und Netanjahu 
ist es gelungen, zum richtigen Zeitpunkt engagiert zu 
bleiben und die Früchte der Arbeit ihrer Vorgänger 
zu ernten. Die Aufnahme diplomatischer Beziehun-
gen mit Kooperationsvereinbarungen über Wirt-
schaft, Tourismus sowie den Flugverkehr ist natürlich 
nicht aus altruistischen Gründen erfolgt, sondern 
aus Interessenspolitik.17  

Die sunnitisch-arabischen Staaten und Israel verbin-
det außerdem ein gemeinsamer Gegner: der Iran. 
Seitdem der Iran in Folge des arabischen Frühlings 
und dem Abschluss des Wiener Atomabkommens 
(JCPoA) seine Vormachtstellung im Irak, Syrien, Li-
banon und Jemen ausbaute und sich die USA mehr 
und mehr aus der Region zurückziehen, bietet sich 
das militärisch und technologisch starke Israel zuneh-
mend als Verbündeter an.18 Die sicherheitspolitische 
Bedrohung der Region durch den Iran wird in Europa 
bis heute systematisch unterschätzt. Die verfehlte 
Iran-Politik Europas und der Obama-Regierung kann 
sogar als einer der Gründe für die Annäherung zwi-

schen Israel und seinen sunnitischen Nachbarstaa-
ten gesehen werden.19

 
Zurückhaltung	in	Europa

Die Annäherung arabischer Staaten und Israels sollte 
eigentlich im Interesse der Europäischen Union und 
ihrer Mitgliedstaaten liegen. Besonders Deutschland 
wird nicht müde zu betonen, dass die israelische 
Sicherheit Teil deutscher Staatsräson ist und sollte 
deshalb eine Normalisierung der Beziehungen un-
terstützen und fördern.
Europa nimmt jedoch bisher eine sehr zögerliche 
Rolle ein. Einer der Hauptgründe hierfür ist der is-
raelisch-palästinensische Konflikt. Die Sorge ist groß, 
dass das Abraham-Abkommen den Trend weg von 
der Zwei-Staaten-Lösung befeuert und Israel nun 
noch weniger Veranlassung sehe, in direkte Ver-
handlungen mit den Palästinensern zu treten. 

Es wird außerdem gerne übersehen, dass auf paläs-
tinensischer Seite seit Jahren ein legitimer Verhand-
lungsführer fehlt. Präsident Mahmut Abbas wurde 
zwar 2006 gewählt, regiert aber seit 2009 nur noch 
per Dekret. Angesetzte Wahlen wurden seitdem im-
mer wieder verschoben. Auch die für 2021 angekün-
digten palästinensischen Parlamentswahlen haben 
erneut nicht stattgefunden. Weiter zu warten, bis es 
auf palästinensischer Seite einen legitimen Verhand-

ISRAELISCH-PALÄSTI-
NENSISCHER KONFLIKT   

Nach wochenlangen Spannungen in Jeru-
salem eskalierte die Situation am Abend 
des 10. Mai 2021. Die Hamas und der Isla-
mische Dschihad feuerten insgesamt über 
4.000 Raketen aus dem Gazastreifen auf 
Israel ab.23  Erst nach nahezu zwei Wochen 
andauernder Kämpfe konnte eine Waffen-
ruhe erzielt werden. 

Die neuste Eskalation kann in Teilen auch 
als Resultat der Normalisierung der Bezie-
hungen zu den arabischen Staaten gesehen 
werden. Die Ausschreitungen können als 
Versuch gewertet werden den israelisch-
palästinensischen Konflikt wieder in Mittel-

punkt des regionalen Machtkampfs zu stel-
len und einen Keil zwischen Israel und seine 
neuen Partner zu drängen.24  

Doch auch wenn Kritik seitens der VAE, 
Bahrain, Marokko sowie dem Sudan zu den 
israelischen Gegenmaßen laut wurde, ist 
keines der Länder bereit die Kooperation 
mit Israel abzubrechen.25 Beobachter be-
werten die geäußerten Statements zudem 
lediglich als PR-Instrumente, die darauf 
abzielten, die eigene Bevölkerung, die der 
palästinensischen Nationalbewegung oft 
zugewandt ist, zu besänftigen.26 

Tatsächlich zeigt der Konflikt jedoch auch 
die Schwachstellen der Normalisierungs-
vereinbarungen auf, aber auch deren Wert. 
Das Abkommen ist zuallererst kein israe-

lisch-palästinensischer Friedensvertrag. Es 
hat jedoch Potential, langfristig die Vor-
aussetzungen zu schaffen, die Erarbeitung 
eines solchen Friedens zu fördern.27 

Der Druck auf die palästinensischen Behör-
den, an den Verhandlungstisch mit Israel 
zurückzukehren, wächst. Außerdem kön-
nen Israels neue arabische Partner ihren 
Einfluss nutzen, um die palästinensische 
Regierung dazu zu bewegen, eine fried-
liche Konfliktlösung mit Israel zu suchen. 
Erste Schritte in diese Richtung zeigten sich 
bereits während der neusten Eskalation 
des Konflikts, als die VAE ihre finanzielle 
Unterstützung für den Gazastreifen davon 
abhängig machten, dass die Hamas weitere 
Ausschreitungen vermeide.28  
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lungsführer gibt, ist angesichts der mageren Aus-
sichten auf Veränderung keine wirkliche Option. Die 
auf Israel gerichteten Raketenangriffe im Mai 2021 
zeigten außerdem mehr als deutlich, dass die im Gaza-
streifen regierende Hamas kein Interesse an einer fried-
lichen Lösung mit Israel hat und weiterhin nicht gewillt 
ist, die Existenz eines jüdischen Staates anzuerkennen.

Vor diesem Hintergrund muss deshalb die Frage ge-
stellt werden, inwiefern die seit der Madrider Kon-
ferenz (1991) aktiv verfolgte Zwei-Staaten-Lösung 
überhaupt noch in die Zeit passt. Um eine nachhalti-
ge Rolle in der Nahostpolitik spielen zu können, muss 
sich Europa der Situation vor Ort stellen und aktiv 
mitgestalten, was in Israel und dem Westjordanland 
zusätzlich zur Zwei-Staaten-Lösung schon lange dis-
kutiert wird: alternative Lösungsansätze.20 Nur so 
kann die EU und die internationale Staatengemein-
schaft gegenüber den lokalen Akteuren ihre Ernst-
haftigkeit in der Sache signalisieren.

Verantwortung und Chance zugleich

Das Abraham-Abkommen hat das Potential, die He-
rausforderungen der Region neu zu ordnen. Zumin-
dest politisch hat er aus Sicht einer zunehmenden 
Zahl arabischer Staaten offenbar bereits nicht mehr 
oberste Priorität. Langfristig könnte die Normalisie-
rung der Verhältnisse zu den arabischen Staaten ge-
nutzt werden, um die israelisch-palästinensischen 
Friedensverhandlung wieder ins Rollen zu bringen 
(siehe Kasten). 
Die Friedensabkommen zwischen Israel und vier 

arabischen Staaten verändert außerdem das Mäch-
teverhältnis im Nahen Osten bedeutend. Den regio-
nalen Hegemoniebestrebungen des Irans steht nun 
eine neue geformte Interessenallianz entgegen, die 
den Handlungsspielraum der iranischen Regierung 
signifikant einschränkt. Das Abraham-Abkommen bie-
tet deshalb auch für Europa die Chance, der wachsen-
den sicherheitspolitischen Bedrohung durch den Iran 
entschiedener zu begegnen und die Sicherheit und 
Stabilität im Nahen Osten sicherzustellen.

Europa scheint jedoch bislang in einer Position des 
Zweifelns zu verharren und verpasst womöglich 
das Momentum, welches das Abraham-Abkommen 
mit sich bringt, sowie die Chance, politischer Ver-
antwortung nachzukommen und eigene Interessen 
im Nahen Osten zu verfolgen. Angesichts der Tat-
sache, dass die neue US-Regierung unter Präsident 
Joe Biden sich außenpolitisch zunehmend anderen 
Regionen zuwendet21 sowie des sich seit Jahren zu-
spitzenden Kalten Krieges zwischen dem Iran und 
Saudi-Arabien ist dies zusätzlich brisant.22   

Eine gemeinsame europäische Außen- und Sicher-
heitspolitik sollte daher die durch das Abraham-Ab-
kommen in die Wege geleiteten geopolitischen Ver-
änderungen im Nahen Osten reflektieren und deren 
positiven Effekte zu verstärken suchen. Insbesonde-
re Deutschland und Frankreich sollten sich auf ihre 
diplomatische Stärke und ihren guten internationa-
len Ruf besinnen und den begonnenen Normalisie-
rungsprozess aktiv mitgestalten: Weg vom Zuschau-
er – hin zum politisch gestaltenden Akteur.
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 Anerkennung der neuen Realitäten im Nahen   
 Osten, die durch das Abraham-Abkommen ent-  
 standen sind sowie ein entsprechendes  
 Umdenken bei neuen strategischen Vorstößen.

 Definition einer europäischen Antwort auf das  
 Abraham-Abkommen und daraus folgende  
 Maßnahmen zur Förderung weiterer  
 Friedensabkommen.

 Europäische Unterstützung bei der Schaffung   
 einer belastbaren Sicherheitsarchitektur für den  
 Nahen Osten. 

 Aktive europäische Unterstützung der  
 tiefergehenden wirtschaftlichen Kooperation und  
 Integration der Region.
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9  Iran

Herausforderung Iran – 
Rückkehr zum JCPoA 
oder Neuanfang?
Der Joint Comprehensive Plan of Action (JCPoA), be-
stätigt mit der Resolution 2231 des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen von 2015, sollte ein Garant für 
Sicherheit und Stabilität im Nahen Osten werden.29 
Ausgehandelt wurde das Abkommen zuvor zwischen 
dem Iran und den ständigen Mitgliedern des UN-Si-
cherheitsrats, China, Frankreich, Russland, dem Ver-
einigten Königreich und den Vereinigten Staaten, so-
wie Deutschland und der Europäischen Union. Der 
Iran-Deal erfuhr je nach Sichtweise eine unterschied-
liche Bewertung. Die letzte US-Administration30 so-
wie weite Teile der israelischen Politik31 betrachteten 
den JCPoA als mangelhaft und ungeeignet, Irans Am-
bitionen hinsichtlich einer regionalen Vorherrschaft 
inkl. der Vernichtung Israels32  nachhaltig zu verhin-
dern. Die europäischen Partner des Abkommens 
hielten dagegen, dass ein einziges Abkommen die 
vollständige Einhegung Irans gar nicht leisten könne. 
Der JCPoA eigne sich jedoch, um das primäre Ziel der 
Verhinderung einer nuklearen Bewaffnung des Irans 
zu erreichen.33 Es wurde die Hoffnung geäußert, mit 
dem Abkommen würde das Verhältnis zum Iran ge-
nerell verbessert.34  

Inzwischen gilt das Abkommen in weiten Teilen als 
gescheitert. Bereits im Juni 2020 bestätigten die Ver-
einten Nationen, dass Teheran mittlerweile gegen 
sämtliche Auflagen des Abkommens verstoße. 35 Das 
Scheitern des Abkommens kann einerseits kaum als 
Beleg für die ausschließlich negative Bewertung des 
JCPoAs herangezogen werden. Der frühzeitige Aus-
stieg der USA aus dem Abkommen im Mai 2018 ließ 
diesem kaum eine Chance, die von den Europäern 
erhoffte Wirkung zu entfalten. Auf der anderen Sei-
te widerlegt das bereits vor dem Ausstieg der USA 
expansive Verhalten Irans in der Region die europäi-
sche Sicht auf die Vereinbarung als einen vertrau-
ensbildenden Schritt. Das massive iranische Enga-

gement in Syrien, Libanon, Jemen usw. wurde unter 
anderem durch die mit Hilfe des JCPoA gewonnenen 
(darunter auch finanziellen) Handlungsspielräume 
ermöglicht. Der Iran verfolgte seine zuvor genannten 
Ambitionen sogar noch intensiver. In diesem Sinne 
konterkarierte das Abkommen selbst in dem kurzen 
Zeitraum seiner vollen Gültigkeit die Friedens- und 
Eindämmungsbemühungen zumindest westlicher 
Staaten. Im Endeffekt ergibt sich das Dilemma, dass 
ohne ein Abkommen kaum Vertrauen entstehen, ein 
eingeschränktes Abkommen aber ebenso zum Ver-
trauensverlust führen kann.

Nach der Wahl Joe Bidens zum Präsidenten erklärte 
sich die neue US-Administration zwar bereit, den Di-
alog mit der Regierung in Teheran über die mögliche 
Wiederbelebung des Abkommens zu suchen. Nach-
dem die Gespräche im April 2021 in Wien jedoch 
wiederaufgenommen wurden, gerieten sie nach der 
Wahl des Hardliners Ebrahim Raisi zum iranischen 
Präsidenten im Juni 2021 erneut ins Stocken. Seit-
her ist ungewiss, ob die Verhandlungen fortgeführt 
werden. Zudem herrschen große Zweifel darüber, in-
wieweit die iranische Regierung tatsächlich bereit ist 
Kompromisse einzugehen.

Es ist außerdem fraglich, wie realistisch eine Revita-
lisierung des JCPoA ohne weitreichende Zugeständ-
nisse des Westens, die die Stabilität des Nahen Os-
tens auf ihre eigene Art und Weise bedrohen, ist. Die 
nachfolgend aufgeführten Fortschritte des Irans bei 
der Urananreicherung werden sich kaum rückgängig 
machen lassen. Darüber hinaus muss davon ausge-
gangen werden, dass sich die iranische Regierung 
sämtliche Zugeständnisse sehr teuer bezahlen ließe. 
Dies wiederum könnte Konsequenzen auf Neben-
schauplätzen der Auseinandersetzung mit dem Iran 
zufolge haben, die weder Israel noch die mit dem Iran 
rivalisierenden arabischen Staaten akzeptieren werden. 

Zentrale	Herausforderungen

Nukleare Bewaffnung
Das primäre Ziel des JCPoA war die Verhinderung 
einer nuklearen Bewaffnung des Irans. Die massive 
Anhäufung von angereichertem Material, 36 der Be-
schluss des iranischen Parlaments zur Anreicherung 
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von Uran auf 20 37 Prozent aus dem Dezember 2020 
sowie die jüngste Entscheidung im April 2021 zu ei-
ner weitergehenden Anreicherung auf 60 Prozent 38 
lassen kaum Zweifel daran, dass der Iran weiterhin 
den Aufbau nuklearer militärischen Kapazitäten an-
strebt. Entgegen jüngsten Zusagen blockiert die ira-
nische Regierung außerdem weiterhin die vollstän-
dige Überwachung seines Atomprograms durch die 
Internationale Atomenergieagentur (IAEA).39 

Die Folgen einer nuklearen Bewaffnung des theo-
kratischen Regimes in Teheran wären verheerend. 
Damit wären nicht nur sämtliche Nachbar- und An-
rainerstaaten des Irans einer permanenten lebens-
bedrohenden Gefahr ausgesetzt. Eine nukleare Be-
waffnung dieser Staaten ließe sich als Reaktion kaum 
mehr abwenden. Damit wäre eine Aufrüstungsspira-
le in Gang gesetzt, die angesichts der Fülle an Kon-
flikten in der Region einen nuklearen Schlagabtausch 
als möglich erscheinen lässt. Europa wäre von dieser 
Entwicklung sowohl direkt als auch indirekt betroffen. 

Vor allem israelische Stimmen weisen darauf hin, 
dass es keinen Verlass auf die Abschreckungslogik des 
Kalten Krieges im Falle des fundamentalistischen ira-
nischen Regimes geben kann. Die bereits im ersten 
Irakkrieg unter Beweis gestellte Opferbereitschaft des 
Irans lässt diese Einwände plausibel erscheinen.40

Raketenprogramm
Die präzisen Raketenschläge auf US-amerikanische 
Militäreinrichtungen im Irak als Vergeltung für die 
Tötung von General Qasem Soleimani zu Beginn des 
Jahres 2020 können auch als Beweis für die fortge-
schrittene Entwicklung des iranischen Raketenpro-
gramms gelten. Das Land verfügt mittlerweile über 
das größte Arsenal an Kurz- und Mittelstreckenrake-
ten im gesamten Nahen Osten. Diesen Kapazitäten 
wird aufgrund der im Krieg gegen Irak gesammelten 
Erfahrungen eine besonders hohe Bedeutung bei-
gemessen. Auch die Entwicklung moderner Marsch-
flugkörper und Interkontinentalraketen ist offenbar 
weit vorangeschritten.41 Das Land verfügt bereits 

Das iranische Raketenarsenal
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jetzt über Modelle, die problemlos Israel, aber auch 
Südosteuropa, erreichen können. Die weitere Ent-
wicklung von ballistischen Trägersystemen, die mit 
Hilfe russischer, chinesischer und nordkoreanischer 
Erfahrung und Technik durchgeführt wird, ist eben-
falls besorgniserregend.42 

Regionale Destabilisierung und  
Terrorunterstützung
Die regionalen Aktivitäten des iranischen Regimes 
sind unter anderem darauf ausgerichtet den Druck 
auf arabische Staaten der Region sowie auf Israel zu 
erhöhen. In diesem Rahmen werden Terrororgani-
sationen wie Hamas in Gaza sowie die Hisbollah im 
Libanon finanziell, logistisch und teilweise militä-
risch unterstützt.43 Darüber hinaus unterstützt der 
Iran weitere Milizen im Irak44  und steht unter dem 
starken Verdacht, die Huthi-Rebellen im Jemen zu 
fördern.45 Letzteres ermöglichte den Huthi-Rebellen 
effiziente Attacken auf Ölförderanlagen in Saudi-Ara-
bien.46 Zusammen mit anderen Faktoren, wie dem 
aggressiven Vorgehen gegen internationale Handels-
schiffe im Persischen Golf 47 sowie der Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten der direkten Nach-
barstaaten des Iran,48 festigt sich durch die iranische 
Proxy-Strategie das Bild einer akuten Bedrohung für 
die Region und darüber hinaus.

Die Vermittlung von militärischen Fähigkeiten und 
Kapazitäten an Terrororganisationen in Gaza und 
im Libanon führen ebenfalls zu einer direkten mili-
tärischen Bedrohung Israels. Der massive Ausbau 
des Raketenarsenals der Hisbollah im Südlibanon49 
und die iranische Unterstützung bei dessen Mo-
dernisierung50 befördern die Kriegsgefahr immens. 
Der Ausbau der iranischen Militärpräsenz in Syrien 

sowie die Stärkung der eigenen Rolle im Zuge des 
Stabilisierungsprozesses im bürgerkriegsgebeutel-
ten Land stellen ebenfalls ein Sicherheitsproblem 
für Israel dar.51 Bislang konnte Israel die Etablierung 
einer kritischen militärischen Kapazität des Iran in 
Syrien verhindern. In diesem Kontext wurde von Is-
rael mehrfach kommuniziert, dass eine iranische Mi-
litärpräsenz an der israelischen Grenze unter keinen 
Umständen toleriert werden wird.

Fazit

Ein umfassendes Abkommen zur Lösung aller auf-
gezeigten Probleme scheint ob der komplexen geo-
strategischen Lage sowie der Vielzahl von beteiligten 
Akteuren derzeit kaum realisierbar. Es wird vielmehr 
eine ganzheitliche Strategie gegenüber dem Iran 
benötigt, um wirksam gegen die drohende atoma-
re Aufrüstung, das Raketenprogramm sowie die 
Proxy-Strategie des Iran vorzugehen. Nur so kann 
die Stabilität der Region gesichert beziehungsweise 
ausgebaut werden – eine notwendige Grundlage für 
Frieden und wirtschaftlichen Wohlstand. Diese muss 
neben diplomatischen Mitteln auch wirtschaftliche 
und militärische Sanktionsmechanismen beinhalten, 
die klar gegenüber dem Iran kommuniziert werden. 
Darüber hinaus darf keinerlei Zweifel an der Ent-
schlossenheit westlicher Verhandlungspartner be-
stehen, diese Mechanismen tatsächlich anzuwenden.

Europa und die USA sollten hier eng miteinander ko-
operieren und gemeinsam die Ausgestaltung einer 
umfassenden Iran-Strategie vorantreiben. Diese 
Gelegenheit bietet auch die Chance, die transat-
lantischen Beziehungen wieder zu verbessern und 
Geschlossenheit des Westens gegenüber seinen au-

 Differenzierte Auseinandersetzung mit der  
 expansionistischen Politik des Iran sowie der  
 davon ausgehenden Bedrohungen für die Region. 

 Umfassende Eindämmung der militärischen  
 Tätigkeiten iranischer Proxyorganisationen.

 Einbeziehung des iranischen Mittel- und Lang- 
 streckenraketenprogramms in die Verhandlungen   
 mit dem Iran.

 Einbindung aller regionalen Akteure in die  
 Nuklearverhandlungen, um eine belastbare und  
 nachhaltige Sicherheitsarchitektur für den  
 Nahen Osten zu erarbeiten. 

 Vollständige Wiederaufnahme der Kontrollen der  
 iranischen Nuklearanlagen durch die Internatio- 
 nale Atomenergie-Organisation.

Handlungsempfehlungen

Quelle: Strasbourg Forum 1



toritären Rivalen zu demonstrieren. Die US-Adminis-
tration unter Joe Biden setzt bislang zwar darauf, das 
JCPoA wiederzubeleben. 

Es besteht jedoch die Frage, wie dies gelingen kann, 
ohne die sicherheitspolitischen Probleme des Na-
hen Ostens lediglich zu verlagern und kurzfristig 
aufzuschieben. Es ist deshalb notwendig, dass sich 
Europa und die USA ernsthaft mit der Möglichkeit 
auseinandersetzen, dass die Wiederbelebung des 
Abkommens misslingt und eine alternative Strategie 
entwickeln, um die Herausforderung Iran wirksam zu 
adressieren.
Bei der Ausarbeitung dieser gemeinsamen Strategie 
muss ein Fehler des vorerst gescheiterten JCPoA von 
Anfang an vermieden werden. Israel sowie die ara-
bischen Staaten in der Region müssen von Beginn 
an aktiv eingebunden werden. Ein neuer diplomati-
scher Versuch zum Umgang mit dem Iran darf nicht 
der Versuchung unterliegen, erneut über die Köpfe 
der regionalen Akteure hinweg zu entscheiden. 

Dazu bedarf es eines steten und ehrlichen Aus-
tauschs mit den betroffenen Staaten. Es bedarf 

auch einer Offenheit gegenüber den Sorgen dieser 
Staaten. Iranische Drohgebärden und Vernichtungs-
phantasien müssen in diesem Zusammenhang ernst 
genommen und dürfen nicht als innenpolitisch mo-
tivierte Rhetorik abgetan werden. Insbesondere 
Deutschland sollte vor dem Hintergrund der eige-
nen Geschichte einsehen, dass diese Argumentation 
einem jüdischen Staat nicht zu vermitteln ist. Daher 
muss das Abrücken des Iran von seinem Ziel der Ver-
nichtung Israels immanenter Bestandteil jeglicher 
Strategie und daraus folgender Vereinbarungen sein.

Abschließend sei angemerkt, dass jede Strategie gegen-
über dem Iran auch akzeptable Optionen für die aktu-
elle iranische Führung enthalten muss. Dem Iran muss 
glaubhaft vermittelt werden, dass eine Eindämmung 
seiner Aktivitäten im Bereich der genannten Heraus-
forderungen auf eine Deeskalation in der Region abzielt 
und nicht auf Kosten seiner Sicherheit geschehen soll. 
Bei der Aufgabe seiner expansiven, aggressiven Außen-
politik sollten belastbare Sicherheitsgarantien an den 
Iran abgegeben werden. Nur so kann eine nachhaltige 
Lösung des Konfliktes erreicht werden.

Am 06. April 2021 begannen in Wien die 
Gespräche mit dem Iran zur Wiederbele-
bung des Atomabkommens von 2015. An 
den Gesprächen waren Delegationen aus 
China, Deutschland, Frankreich, Großbri-
tannien, dem Iran, Russland und den USA 
beteiligt. Die Verhandlungen fanden jedoch 
erneut unter Ausschluss von Anrainerstaa-
ten statt, welche direkt vom Abkommen 
betroffenen und unmittelbar vom Iran un-
mittelbar bedrohten werden. Seit der ira-
nischen Präsidentschaftswahl im Juni 2021 
sind die Gespräche erneut ausgesetzt. 

Bundesaußenminister Heiko Maas hatte im 
Vorfeld der Neuverhandlungen gefordert, 
das JCPOA durch Regelungen zur Beschrän-
kung des iranischen ballistische Raketen-
arsenals zu erweitern. Ein so gestaltetes 
„JCPOA+“ hätte Befürchtungen der arabi-
schen Staaten und Israels bezüglich irani-

scher Hegemonialbestrebungen teilweise 
ausräumen können. Noch im Dezember 
2020 sagte Maas: „Eine Rückkehr zum bishe-
rigen Abkommen wird nicht ausreichen“. 52

Seit dem Treffen des US-Außenministers An-
thony Blinken mit den E-3 Staaten Deutsch-
land, Frankreich und Großbritannien in Pa-
ris am 18. Februar 2021 hat die deutsche 
Bundesregierung diesen Standpunkt jedoch 
nicht wieder formuliert. Dieses Zugeständ-
nis stellt bereits einen erheblichen Erfolg 
für die iranische Seite dar, sodass die Sta-
bilität des Nahen Ostens nicht nachhaltig 
sichergestellt werden kann. 53  

Bis jetzt setzen die Bundesregierung und 
die US-amerikanische Regierung weiterhin 
auf eine Wiederherstellung des Abkom-
mens. Auch der Iran zeigt sich gewillt, die 
Verhandlungen fortzusetzen, ohne jedoch 

bislang an den Verhandlungstisch zurück-
zukehren. Gleichzeitig fordert das iranische 
Regime von den USA die Freigabe von ein-
gefrorenen Mitteln in Milliardenhöhe und 
droht im Falle eines Scheiterns des Abkom-
mens mit entsprechenden Maßnahmen. 54 

In Folge der wachsenden Bedrohung durch 
den Iran und den schwinden Chancen einer 
Revitalisierung des Abkommens diskutieren 
die USA nun offen mit der israelischen Re-
gierung über einen möglichen Plan B. 55 

Israel macht dabei deutlich, dass es vor 
einer militärischen Lösung nicht zurück-
schreckt. In den Gesprächen mit den USA 
betonte der israelische Außenminister Yair 
Lapid, es gebe Momente, „in denen Na-
tionen Gewalt anwenden müssen, um die 
Welt vor Bösem zu schützen.“ 56
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Hisbollah – Sicherheit 
Israels und Europas in 
Gefahr
Innerhalb der Bedrohungskonstellationen des Na-
hen Ostens nimmt die libanesische Terrormiliz His-
bollah eine besondere Stellung ein. Hisbollahs anti-
semitische und antiisraelische Grundhaltung sowie 
ihr erklärtes Ziel, Israel zu zerstören, sind hinlänglich 
dokumentiert.57  Die EU hat den militärischen Arm 
der Hisbollah als Terrororganisation eingestuft.58 

Nach jahrelanger Unterscheidung zwischen ei-
nem militärischen und einem politischen Arm hat 
Deutschland diese im April 2020 aufgegeben und 
der Hisbollah jegliche Betätigung auf deutschem 
Boden verboten.59  Mehrere europäische Staaten 
sind seitdem dem deutschen Beispiel gefolgt oder 
haben erklärt, dies zu beabsichtigen. Die Beendi-
gung dieser künstlichen Unterscheidung, die von 
der Hisbollah selbst negiert wird, steht auf der EU-
Ebene noch aus. 

Ungeachtet des erhöhten Drucks durch einige EU-
Staaten hat die Hisbollah heute mehr politische und 
militärische Macht denn je und stellt eine akute Ge-
fahr nicht nur für die Sicherheit Israels und Europas 
dar, sondern auch die Stabilität im Libanon. Dies ist 
vor allem auf die finanzielle Unterstützung in Höhe 
von ca. $700 Millionen im Jahr 60 sowie die Vermitt-
lung moderner militärischer Fähigkeiten durch den 
Iran zurückzuführen.

Insbesondere die wachsenden militärischen Kapa-
zitäten der Hisbollah bereiten der israelischen Seite 
Sorge.61/62 Seit 2006 hat die Hisbollah ein Arsenal 
an ca. 130.000 Raketen und Lenkflugkörpern aufge-
baut,63 die in zivilen Gebieten stationiert werden.64 
Ende 2018 entdeckte und zerstörte die Israeli De-
fense Force (IDF) Tunnelsysteme der Hisbollah, die 

vom Libanon in israelisches Staatsgebiet hineinge-
baut wurden, um in den Norden Israels zu gelan-
gen.65  Im syrischen Golan haben Irans Quds-Bri-
gaden und die Hisbollah eine weitere Front gegen 
Israel eröffnet.66 

Auch in puncto politische Macht hat die Hisbollah 
selbst nach der verheerenden Explosion im Hafen 
von Beirut, die über 200 Menschen das Leben kos-
tete und für welche die Hisbollah als Kontrolleur 
des Beiruter Hafens die Verantwortung trägt,67 
nichts eingebüßt. Die Hisbollah hält zusammen mit 
ihren Koalitionspartnern eine Mehrheit im libanesi-
schen Parlament,68 ist mit Präsident Michael Aoun 
verbündet und hält ein effektives Veto über jegliche 
politische Maßnahmen im Libanon.69 Zuletzt schei-
terte der französische Präsident Macron am Wider-
stand der Hisbollah mit seinem Versuch, den Liba-
non aus der politischen und wirtschaftlichen Krise 
zu führen.70 

Karte der potentiellen Rechweite der Raketen71
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Israels Strategie gegen die Hisbollah 

Der Aufbau einer iranischen Front gegen Israel im 
Golan und die Nachrüstung von Hisbollahs Rake-
tenarsenal72  ist für Israel mit Blick auf die eigene 
Sicherheit inakzeptabel. Zur Prävention setzt Israel 
bislang auf sporadische Luftangriffe gegen iranische 
Waffenlieferungen und Stellungen, militärische Ab-
schreckung und die klare Kommunikation ihrer oben 
dargestellten roten Linien.73 Dennoch kann dieses 
Engagement Hisbollahs rechtswidrige Aufrüstung 
(s. UN-Resolutionen 170174 und 155975) langfristig 
nicht aufhalten. Damit steigt das Risiko einer militä-
rischen Eskalation stetig.76 
 
In Anbetracht der gezielten Stationierung von Ra-
keten in zivilen Gebieten und Gebäuden durch die 
Hisbollah muss davon ausgegangen werden, dass 
im Kriegsfall die Opferzahlen und Schäden an der 
Infrastruktur, insbesondere im Libanon aber auch 
in Israel, vorherige Konfrontationen zwischen Isra-
el und Hisbollah weit übersteigen werden. Dies ist 
unter anderem darauf zurückzuführen, dass die IDF 
aufgrund der immensen Bedrohungslage im Eskala-
tionsfall auf intensive und schnelle Angriffe gegen 
Hisbollah-Stellungen setzen müsste, um Israels Zi-
vilbevölkerung und kritische Infrastruktur zu schüt-
zen.77 / 78       

Gefährdung	europäischer	Sicherheitsinteressen	
durch die Hisbollah

Hisbollahs militärische Aufrüstung und ihre aggres-
sive Haltung gegenüber Israel gefährden auch Euro-
pas Sicherheit und regionale Interessen. Der Zusam-
menbruch des Libanon infolge einer militärischen 
Auseinandersetzung zwischen der Hisbollah und 
Israel könnte zu einer humanitären Krise und neuen 
Fluchtbewegungen führen, die durch die in Libanon 
befindlichen syrischen Flüchtlinge weiter verstärkt 
werden würde. Dies würde eine zusätzliche Gefahr 
für Europas politische Stabilität darstellen. 

Auch auf der israelischen Seite könnte es im Zuge 
eines Konflikts zu vielen hundert israelischen To-

desopfern und Angriffen auf Israels kritische Infra-
struktur wie den Ben-Gurion-Flughafen79 oder das 
Atomkraftwerk Dimona kommen.80 In diesem Fall 
wäre eine Nichteinmischung europäischer Mäch-
te wie Deutschland schwer zu rechtfertigen: Eine 
direkte Konfliktbeteiligung wäre damit nicht völlig 
ausgeschlossen. Europa muss auch damit rechnen, 
dass im Konfliktfall die jeweiligen Schutzmächte Iran 
und USA eingreifen würden und eine politische und 
wirtschaftliche Destabilisierung des Nahen Ostens 
sowie spürbare Schwankungen am Energiemarkt 
die Folge sein könnten. 

Neben der militärischen Gefahr sind zwei weitere 
Aspekte besonders hervorzuheben. Zum einen stellt 
Hisbollahs andauernde Aufrüstung ein Verstoß ge-
gen internationales Recht (UN-Resolutionen 170181   
und 155982) dar und untergräbt massiv die Legitimi-
tät internationaler Normen sowie des Völkerrechts. 
Zum anderen bedient sich die Hisbollah zur Finan-
zierung von globalem Terrorismus der Geldwäsche 
und des Drogenhandels.83 

Die gewaschene Summe aus dem Drogenhandel lag 
bereits 2015 bei mehr als einer Million Euro in der 
Woche.84 Mit 1.050 aktiven Mitgliedern bzw. Unter-
stützern allein in Deutschland 85 gefährdet die His-
bollah die Stabilität westlicher Gesellschaften sowie 
deren Rechtssicherheit immens. Es ist zu befürch-
ten, dass das Betätigungsverbot in Deutschland die 
Terrororganisation lediglich dazu zwingt, ihren Rück-
zugsraum in Europa in einen EU-Staat zu verlagern, 
der diesen Schritt noch nicht gegangen ist. Nationa-
le Vorstöße ohne ein EU-weites Verbot erschweren 
die kriminellen Machenschaften von Hisbollah zwar 
erheblich, können diese aber nicht nachhaltig ver-
hindern.

Weder eine Eskalation noch ein Erstarken der His-
bollah-Iran-Achse sind im europäischen Interesse. 
Daher sollte Europa Israels militärische Überlegen-
heit in der Region fördern, Hisbollahs Entwaffnung 
einfordern und Libanons staatlichen Strukturen 
stärken. Im Konfliktfall hat Europa ein Interesse da-
ran, diesen möglichst kurz und zu Gunsten Israels 
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ausfallen zu lassen, um so Hisbollahs Machtmono-
pol im Libanon zu brechen und Irans regionale Am-
bitionen einzudämmen.

Fazit

Um eine Eskalation in der Region zu vermeiden, 
sollte der Druck auf die Hisbollah und die damit 
einhergehende Abschreckung massiv erhöht wer-
den. Im Zuge dessen sollte die EU Israel öffentlich 
ihre Unterstützung im Falle einer Konfrontation mit 
der Hisbollah zusichern. Dafür sollten sich führende 
europäische Nationen wie Deutschland und Frank-
reich klar hinter Israels rote Linien stellen und den 
Iran sowie die Hisbollah vor der weiteren Aufrüs-
tung ihres Raketenarsenals im Libanon und der Eta-
blierung einer Front im syrischen Golan eindring-
lich warnen.

Israels Recht auf Selbstverteidigung, die in Anbe-
tracht der außerordentlichen Gefahrenlage auch 
präventiv erfolgen könnte, sollte dabei insbeson-
dere auch unter Nutzung der deutschen und fran-
zösischen diplomatischen Kanäle gegenüber der 
Hisbollah und dem Iran frühzeitig unterstrichen 
werden. Nur mit einer klaren und breiten Unter-
stützung kann Israel den so gebotenen diploma-
tischen und militärischen Freiraum nutzen, um 
einen potentiellen militärischen Konflikt möglichst 
schnell zu beenden beziehungsweise gar nicht erst 
eskalieren zu lassen.

Darüber hinaus könnte ein „Policy Review“-Pro-
zess der UN-Mission United Nations Interim Force 
in Lebanon (UNIFIL) sowie der UN-Resolutionen 
1701 und 1559 und deren Stärkung die Gefahr 
einer militärischen Auseinandersetzung merklich 
minimieren. Die andauernden Schikanen der UNI-
FIL-Einsatzkräfte durch die Hisbollah und deren ak-
tive Behinderung in der Ausführung ihres Mandats 
durch den libanesischen Staat müssen dringend be-
endet werden.86  Die UNIFIL sollte mit einem robus-
ten Mandat ausgestattet werden, um intensivere 
Inspektionen auch in zivilen Gebieten durchführen 
und die dortige Lagerung von Waffen verhindern zu 
können.87  

Schließlich muss die EU alles daransetzen, die 
politische und wirtschaftliche Krise im Libanon zu 
beenden und die demokratischen Institutionen 
im Land wieder zu stärken. Dafür muss der Hand-
lungsspielraum der Hisbollah im Libanon deutlich 
eingeschränkt werden. Die Einstufung dieser als 
Terrororganisation durch weitere europäische Na-
tionen sowie die EU ist dabei ein zwingend notwen-
diger Schritt. Insbesondere sollten die Gründe für 
eine Einstufung der Hisbollah als Terrororganisation 
auch im Libanon selbst vermittelt werden. Dazu ge-
hört auch, die Ermordung von prominenten Hisbol-
lah-Kritikern88 offen anzuprangern und wirksam zu 
ahnden.
 

15  Hisbollah

 Unterstützung eines Betätigungsverbots der  
 Hisbollah in weiteren europäischen  
 Ländern sowie auf EU-Ebene. 

 Aufklärung über den Aufbau des Raketen- 
 arsenals der Hisbollah und die Verhinderung der  
 Etablierung einer neuen Front im Libanon durch  
 die libanesische Miliz. 

 Aufbau und Stärkung der UN-Friedensmission   
 UNIFIL im südlichen Libanon.

 Unterstützung des Libanons bei der Stärkung   
 seiner demokratischen Institutionen. 

Handlungsempfehlungen

Quelle: Strasbourg Forum 1
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